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Ökologische Steuerreformen in Ländern des Südens
Im Zentrum der internationalen Agenda für Steu-
ergerechtigkeit stehen bisher die Bekämpfung 
von Steuerflucht und Steuerhinterziehung sowie 
die Schaffung solidarischer und leistungsfähiger 
Steuersysteme. Ökologische Aspekte wurden bis-
her meist getrennt davon thematisiert, wie in 
Deutschland im Rahmen der Debatten um eine 
ökologische Finanzreform. 

Dabei ist die Steuer- bzw. Fiskalpolitik ein Schlüs-
selinstrument für Regierungen, um umweltpoliti-
sche Ziele im engeren Sinne und die Ziele nach-
haltiger Entwicklung im weiteren Sinne in die 
Praxis umzusetzen. Dies geschah bisher meist 
unzureichend. Viele Regierungen zögerten, wirk-
same Steuern auf umweltschädlichen Ressour-
cenverbrauch einzuführen oder entsprechende 
Subventionen abzubauen. 

Inzwischen wurden in vielen Ländern Umwelt-
steuern punktuell eingeführt, systematische öko-
logische Steuerreformen blieben aber die Ausnah-
me. Das gilt noch mehr für umfassende Modelle 
ökosozialer Finanzreformen. Sie verknüpfen öko-
logische Ziele mit dem Schutz der Menschenrech-
te und der Förderung sozialer Gerechtigkeit. Auf 
diese Weise können sie zweierlei bewirken: Sie 
können sowohl zum Schutz von Umwelt und Kli-
ma beitragen als auch soziale Disparitäten redu-
zieren. Darüber hinaus können solche Reformen 
zusätzliche öffentliche Mittel mobilisieren, die zur 
Verwirklichung der Ziele nachhaltiger Entwick-
lung dringend erforderlich sind.

Vom Umweltsteuern zu ökologischen 
Finanzreformen

Bemühungen, umweltpolitische Ziele mit fiskal-
politischen Mitteln zu erreichen, sind nicht neu. 
Bereits in den 1970er und 1980er Jahren wur-
den in verschiedenen (vor allem europäischen) 
Ländern Steuern und Abgaben eingeführt, die 

die Reduzierung der Umweltbelastung (z.B. des 
Ausstoßes von Schadstoffen) oder des Ressour-
cenverbrauchs (z.B. von Erdöl) zum Ziel hatten.1 
In der frühen Phase ging es zumeist um die Ein-
führung individueller Umweltsteuern (Environ-
mental Taxes, ETs) oder Verbrauchsabgaben. 
Umweltsteuern und –abgaben können in den un-
terschiedlichsten Bereichen erhoben werden. Das 
Spektrum reicht von Abwasserabgaben und der 
Besteuerung von Plastiktüten bis zur Mineralöl-
steuer und CO2-Abgaben. Eurostat unterscheidet 
zur groben Kategorisierung von Umweltsteuern 
Steuern auf Energie, Transport, Verschmutzung 
und Ressourcen (vgl. Kasten).

Mittlerweile wurden unterschiedlichste Formen 
von Umweltsteuern in allen Regionen der Welt 
eingeführt. Ein Beispiel ist Tansania, wo die Sum-
me von diversen Umweltsteuern 2009 einen 
Anteil von 18,5 Prozent an den gesamten Steu-
ereinnahmen erreicht hat – mehr als in jedem 
OECD-Land.2

Seit den 1990er Jahren werden auf internationa-
ler Ebene verstärkt umfassendere Konzepte Öko-
logischer Steuerreformen (Environmental Tax Re-
form, ETR) diskutiert. In den reicheren Ländern 
(sog. high income countries) mit relativ hoher 
Steuerquote werden derartige Reformen häufig 
als aufkommensneutral konzipiert. D.h. die Ein-
führung von Steuern oder Abgaben auf umwelt-
schädliche Aktivitäten soll einhergehen mit der 
Entlastung bei anderen Steuern, insbesondere 
auf den Faktor Arbeit. Die Europäische Umwelt-
agentur formuliert es folgendermaßen:

„Environmental tax reform (ETR) is a reform of 
the national tax system where there is a shift of 
the burden of taxation from conventional taxes, 
for example on labour, to environmentally dama-
ging activities, such as resource use or pollution. 
The burden of taxes should fall more on ‚bads‘ 
than ‚goods‘ so that appropriate signals are given 
to consumers and producers and the tax burdens 
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across the economy are better distributed from a 
sustainable development perspective.“ 3

Derartige Steuerreformen beschränken sich defi-
nitionsgemäß auf den Bereich der Staatseinnah-
men. Regierungen können aber auch über ihre 
Ausgabenpolitik ökologische Wirkungen erzielen. 
Sie können beispielsweise umweltschädliche Sub-
ventionen, wie die Unterstützung der Kohleindus-
trie, abschaffen und andererseits umweltfreund-
liche Aktivitäten, etwa die Nutzung erneuerbarer 
Energien, finanziell fördern. Um die ganze Band-
breite fiskalpolitischer Instrumente zu berück-
sichtigen, wurde das umfassendere Konzept der 
Ökologischen Finanzreform (Environmental Fis-
cal Reform, EFR) entwickelt.

„Environmental (or ecological) fiscal reform (EFR) 
is a broader approach, which focuses not just on 
shifting taxes and tax burdens, but also on refor-
ming economically motivated subsidies, some of 
which are harmful to the environment and may 
have outlived their rationale (...). EFR is a more 
recent development than ETR and offers more op-
portunities for progress, and is more in line with 
the ‚polluter pays‘ principle and the concept of 
sustainable development.“ 4

Kasten

Die wichtigsten Kategorien von Umweltsteuern 

Energiesteuern
Zu dieser Gruppe gehören Steuern auf Energieträger/Energiearten sowohl für den Transport als 
auch für stationäre Zwecke. Die wichtigsten Energieträger im Transportbereich sind Benzin und Die-
sel, stationär werden v.a. Ölprodukte, Erdgas, Kohle und Elektrizität verwendet. Zu den Energiesteu-
ern werden auch CO2-Steuern gerechnet. 

Transportsteuern
Diese Gruppe umschließt Steuern auf den Besitz von motorisierten Fahrzeugen. Steuern auf andere 
Fortbewegungsmittel (z.B. Flugzeuge) und Transportdienstleistungen (z.B. Abgaben auf Charter- und 
Linienflüge) werden auch hierunter gefasst, soweit sie der allgemeinen Definition von Umweltsteu-
ern entsprechen. 

Verschmutzungssteuern
Zu dieser Gruppe gehören Steuern auf gemessene oder geschätzte Emission in Luft und Wasser so-
wie auf feste Abfälle und Lärm. 

Rohstoffsteuern
Steuern auf Rohstoffe stellen ein besonderes Problem dar. Es gibt unterschiedliche Meinungen dar-
über, ob der Rohstoffabbau an sich schon eine Umweltbelastung darstellt. Breiter Konsens herrscht 
in jedem Fall darüber, dass er zu ökologischen Problemen führen kann, wie Luftverschmutzung und 
Bodenerosion.

Im Allgemeinen werden Steuern auf die Extraktion von Mineralien und Erdöl so gestaltet, dass die 
Produktionsmenge und die Preise durch den Ressourcenabbau nicht so beeinflusst werden wie bei 
anderen Umweltsteuern, z.B. auf bestimmte Produkte. 

Quelle: Eurostat (2001): Environmental Taxes - A statistical guide. Luxemburg. S. 12.
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Beispiele für ökologische 
Steuerreformen in Ländern des Südens

Spätestens seit dem UN-Gipfel für Umwelt und Ent-
wicklung in Rio 1992 stehen in einer wachsenden 
Zahl von Ländern des Südens ökologische Steuerre-
formen auf der politischen Agenda. Dabei steht für 
die meisten Länder des Südens gerade in Krisenzei-
ten weniger die ökologische Lenkungswirkung als 
vielmehr die Generierung neuer Staatseinnahmen 
im Vordergrund. Berücksichtigt man alle Abgaben- 
und Gebührensysteme, die Umweltwirkungen ha-
ben, dann weist inzwischen nahezu jedes Land der 
Erde Erfahrungen mit der einen oder anderen Art 
umweltbezogener Steuern auf. 

Wasser-, Abwasser- und Abfallmanagement wer-
den zumeist auf dezentraler Ebene umgesetzt. Ent-
sprechende Gebühren- und Abgabensysteme wer-
den dort eher eingeführt als auf nationaler Ebene. 
So führte beispielsweise Mosambiks Hauptstadt 
Maputo 2002 eine Abfallgebühr für Haushaltsmüll 
ein, welche heute das wichtigste Finanzierungsins-
trument des städtischen Abfallmanagements dar-
stellt.5 Viele ähnliche Beispiele gibt es auch für den 
Wasser- und Abwasserbereich.6

Inzwischen gibt es in vielen Ländern auch auf na-
tionaler Ebene Beispiele für ökologische Steuer-
reformen, seien es der Abbau umweltschädlicher 
Subventionen oder die Einführung von Umwelt-
steuern. Marokko führte z.B. mit Wirkung ab 2013 
eine Steuer auf den Import von Kunststoff ein. Süd-
afrika erhebt seit Mitte der 2000er Jahre eine Steu-
er auf Plastiktüten und seit 2011 auch eine CO2-
Steuer auf Fahrzeuge.7 In beiden Ländern sind diese 
Maßnahmen jedoch nicht Teil einer umfassenden 
ökologischen Steuerreform. 

Als einziges Land des Südens hat bisher Vietnam 
eine umfassende ökologische Finanzreform durch-
geführt. Dort wurde 2010 ein neues Umweltsteu-
ergesetz verabschiedet, das 2012 in Kraft trat. Mit 
ihm werden sowohl Steuern auf Energieträger wie 
Benzin und Kohle erhoben, als auch auf umwelt-
belastende Stoffe wie FCKWs, ausgewählte Pestizi-
de und Plastiktüten. Allerdings machen die Steuern 
auf Energieträger mehr als 99,5 Prozent der erwar-
teten Einnahmen aus. Für das Jahr 2012 wurden bis 
zu 1,5 Milliarden Euro an zusätzlichen Steuerein-
nahmen für die klammen Kassen der vietnamesi-
schen Regierung erwartet. Diese Einnahmen wur-
den auf die Budgets der Zentralregierung und der 
Regionen verteilt. Simulationen deuten an, dass 
arme Haushalte von der Steuerreform nicht über 
Gebühr belastet werden.8

Ökologische Finanzreformen vollziehen sich keines-
wegs immer konfliktfrei. So scheiterte beispielswei-
se in Bolivien im Dezember 2010 der Abbau von 
Subventionen für fossile Kraftstoffe am heftigen 
Protest der Bevölkerung. Die mit dem Subventions-
abbau verbundenen Preiserhöhungen waren mit 
bis zu 80 Prozent viel zu hoch und hätten die Ar-
men überdurchschnittlich belastet. Ausgleichsmaß-
nahmen wurden erst im Nachhinein in Form von 
Gehaltserhöhungen für staatliche Bedienstete und 
einer Erhöhung des Mindestlohns angekündigt. Sie 
wurden schlecht kommuniziert und kamen zu spät. 
Nach wenigen Tagen nahm die bolivianische Regie-
rung den Subventionsabbau zurück.

Drohender Widerstand der direkt betroffenen Un-
ternehmen, aber auch breiterer Bevölkerungs-
schichten, erklärt, warum umweltschädliche Sub-
ventionen oder Steuererleichterungen bislang 
in vielen Ländern nicht beseitigt wurden. Im Ge-
genteil: Allein die Kraftstoffsubventionen sind 
2011weltweit auf den historischen Höchststand 
von 523 Milliarden US-Dollar gestiegen und waren 
damit fast sechsmal so hoch wie die Subventionen 
für erneuerbare Energien.9

Auf dem Weg zu ökologischen und 
sozialen Finanzreformen

Reformvorschläge für die staatliche Steuerpo-
litik unterscheiden sich je nachdem, ob sie aus 
ökologischer, sozialer oder menschenrechtlicher 
Perspektive erfolgen. Ökologisch motivierte Re-
formvorschläge resultieren in punktuellen Um-
weltsteuern oder umfassenderen Konzepten 
einer ökologischen Steuerreform. Im Rahmen 
ökologischer Finanzreformen werden darüber hi-
naus umweltrelevante Subventionen berücksich-
tigt.10

Sozial- und verteilungspolitisch motivierte Re-
formvorschläge sind wesentlich heterogener. Mit 
Blick auf die Einnahmenseite befassen sie sich 
z.B. mit Fragen der Kapital- und Vermögensbe-
steuerung oder den regressiven Wirkungen von 
Mehrwert- und Verbrauchssteuern. Auf der Aus-
gabenseite des Budgets thematisieren sie z.B. die 
öffentliche Finanzierung und Ausgestaltung sozia-
ler Sicherungssysteme.

Reformvorschläge aus menschenrechtlicher Per-
spektive haben sich bisher überwiegend auf die 
Ausgabenseite der Fiskalpolitik konzentriert. Un-
ter dem Schlagwort „human rights budgeting“ 
wird vor allem untersucht, ob die Ausgabenpoli-
tik im Einklang mit den wirtschaftlichen, sozialen 
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und kulturellen Menschenrechten (WSK-Rech-
ten) steht. Daneben werden die Budgets auch mit 
Blick auf die Rechte von Frauen sowie Kindern 
und Jugendlichen untersucht. Die Einnahmesei-
te der Budgets, und damit auch die Steuerpolitik, 
wird bislang vor allem mit Blick auf die Ermittlung 
der „maximal verfügbaren Ressourcen“ beleuch-
tet – allerdings fehlen dazu noch tiefergehende 
Analysen.11

Die Konzentration auf sektorale oder akteursbe-
zogene Analysen der Steuer- und Fiskalpolitik ist 
unter pragmatischen Gesichtspunkten verständ-
lich, denn diese sind leichter durchzuführen als 
z.B. ein komplexer Menschenrechts-Check des 
gesamten Haushalts. Sie haben aber klare Gren-
zen. Denn getrennte Analysen können zu inko-
härenten Ergebnissen und widersprüchlichen 
Politikempfehlungen führen. So können z.B. Sub-
ventionen oder Steuererleichterungen für die ex-
traktive Industrie die Beschäftigung fördern, sie 
haben aber möglicherweise negative ökologische 
Nebenwirkungen.

Ideal wäre daher die konsequente Integration der 
ökologischen, sozialen und menschenrechtlichen 
Perspektive in die Konzeption von Steuer- und 
Finanzpolitik. Steuern oder Steuererleichterun-
gen, die aus einer derart integrierten Perspekti-
ve schädlich sind, könnten so systematisch iden-
tifiziert (und perspektivisch beseitigt) werden. 
Gleichermaßen sollten Vorschläge für alternative 
Steuersysteme nach ökologischen, sozialen und 
menschenrechtlichen Kriterien konzipiert wer-
den, um Belastungen für ärmere Bevölkerungs-
gruppen zu vermeiden. Zudem könnten die Ein-
nahmen aus ökologischen Finanzreformen für 
soziale Kompensationsmaßnahmen oder die Sen-
kung von Sozialversicherungsbeiträgen aufge-
wandt werden, um soziale Schwache zu entlas-
ten.

Das grundsätzliche Ziel sollte sein, die gesamte Fis-
kalpolitik auf die Verwirklichung der Menschen-
rechte und der Ziele nachhaltiger Entwicklung 
auszurichten. Bisherige Ansätze wie ökologische 
Steuerreformen oder Ansätze menschenrechts-
basierter Haushaltsplanung („human rights bud-
geting“) sollten entsprechend weiterentwickelt 
werden. In ähnlichem Sinne spricht sich beispiels-
weise Ashish Kothari von der indischen Organisa-
tion Kalpavriksh für ein „Budgeting for Sustaina-
bility“ aus. Er fordert mit Blick auf den indischen 
Staatshaushalt:

”Government schemes should be re-oriented from 
an ecological and social justice perspective in the 
long run.”12

Auch als Reaktion auf die Kritik an eindimensio-
nalen Umweltsteuern mit ihren potentiell negati-
ven sozialen und ökonomischen Nebenwirkungen 
wurden mittlerweile Konzepte ökologisch-sozia-
ler Finanzreformen („Eco-Social Fiscal Reforms“, 
ESFRs) entwickelt.

Vorschläge für Deutschland haben eine Reform 
zum Ziel, 

„ (...) die umweltschädliche Subventionen sozial 
und ökonomisch verträglich abbaut, ökologische 
Lenkungssteuern schrittweise anhebt und mit Ver-
mögen- und Finanztransaktionsteuer auch sozial 
motivierte Steuern aufgreift. So können Anreize 
für Energieeffizienz verbessert, mehr soziale Ge-
rechtigkeit erreicht und gleichzeitig ein erhebli-
ches Potential zur Minderung der Staatsverschul-
dung erschlossen werden.“ 13

Vorschläge zur (Neu-)Ausrichtung der Staatsaus-
gaben nach ökologischen und sozialen Kriteri-
en haben zivilgesellschaftliche Organisationen in 
den Philippinen formuliert. Mit der Alternative 
Budget Initiative (ABI) präsentieren sie seit 2007 
jährlich ihre Alternativvorschläge zum offiziellen 
Staatshaushalt.14 Hauptziel ist die stärkere Aus-
richtung des gesamten Haushalts auf die MDGs. 
Neben den Bereichen Bildung, Landwirtschaft, 
Gesundheit, soziale Sicherung und der Unterstüt-
zung für Menschen mit Behinderungen werden 
dabei auch ökologische Aspekte berücksichtigt. 
Der Report 2012 enthält ein eigenes Umweltka-
pitel. 

In Weiterentwicklung von Initiativen wie der phi-
lippinischen ABI könnte ein nächster konsequen-
ter Schritt darin bestehen, die gesamte Fiskalpo-
litik, d.h. sowohl die Steuerpolitik als auch die 
Budgetpolitik systematisch nach Nachhaltigkeits-
kriterien zu gestalten und zu überprüfen. 

Der vorliegende Text beruht u.A. auf Beiträgen 
und Diskussionen im Rahmen der internationalen 
Fachkonferenz „Steuergerechtigkeit – Menschenrechte 
– Zukunftsgerechtigkeit“ am 27. November 2012 
in Berlin. Die Konferenz war eine gemeinsame 
Veranstaltung der Friedrich-Ebert-Stiftung, des Global 
Policy Forum Europe, des Bischöflichen Hilfswerks 
MISEREOR und terre des hommes in Zusammenarbeit 
mit dem Netzwerk Steuergerechtigkeit Deutschland.
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Das Netzwerk Steuergerechtigkeit setzt sich für Transparenz auf den interna-
tionalen Finanzmärkten ein und lehnt Geheimhaltungspraktiken ab. Wir un-
terstützen faire Spielregeln im Steuerbereich und stellen uns gegen Schlupf-
löcher und Verzerrungen bei Besteuerung und Regulierung und gegen den 
Missbrauch, der aus diesen folgt. Wir fördern die Einhaltung von Steuergeset-
zen (Tax Compliance) und lehnen Steuerhinterziehung, Steuervermeidung und 
all jene Mechanismen ab, die es Vermögenseigentümern und -verwalterInnen 
ermöglicht, sich aus der Verantwortung gegenüber den Gesellschaften zu steh-
len, von denen sie und ihr Wohlstand abhängen. Als zentrales Anliegen lehnen 
wir Steuer- bzw. Verdunkelungsoasen ab.

Das Netzwerk Steuergerechtigkeit betreibt den Blog Steuergerechtigkeit mit ak-
tuellen Informationen zu Themen der Steuerpolitik.
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